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Das Vertrauen in die Regierung ist auf dem Nullpunkt: Ein Finanzminister der nicht in der Lage ist,
eine korrekte Steuererkldrung zu erstellen, eine Bildungsministerin, die Kindern ihre LehrerInnen
wegnimmt, sowie ein Kanzler, dessen Charakter seinen Beliebtheitswerten entspricht. Neuestes Er-
gebnis: Nur ein Prozent der Befragten halt Schiissel fiir einen Ehrenmann. Bei keinem Meinungs-
forscher verfiigt Schwarz-Blau inzwischen iiber eine Mehrheit. Der einzige Grund warum Schiissel
und Gorbach noch im Amt sind, ist das Versagen der Opposition und die Feigheit der OGB-Spitze
endlich eine entscheidende Machtprobe zu riskieren.

VON JOHN EVERS,
SLP WIEN-NORD

Diese Regierung macht arbeitslos
und arm: Uber 300.000 Menschen
werden zu Silvester offiziell ohne
Arbeit dastehen. Den rund einer
Million Menschen, die an der Ar-
mutsgrenze leben, schleudern
Schiissel und Co. ein "Giirtel en-
ger schnallen" ins Gesicht. Die
OBB-"Reform" zieht nicht nur
den Bahnbediensteten den Bo-
den unter den FiiRen weg. Auch
die Mobilitdit von Millionen
BahnkundInnen wird durch z.B.
drohende Preiserhdhungen - laut
Arbeiterkammer bis zu 30 Pro-
zent - massiv eingeschrankt.Uber
das Kasperltheater beim Transit
braucht man sich letztlich auch
nicht wundern. Nicht erst jetzt,
sondern seit Jahren steigt der
Giiterverkehr auf der StraRe und
die Larmbelastung der Bevdlke-
rung - wahrend die Regierung die
Frachterlobby bedient.

WIR WOLLEN

KEINE MILDEN GABEN

Vor Weihnachten rufen jedes Jahr
Aktionen, wie "Rettet das Kind",
zu mildtdtigen Gaben auf. Bei der

"Licht ins Dunkel-Gala" drdngen
sich Promis aus Wirtschaft und
Politik, um mit schonen Bildern
im Fernsehen vorzukommen. Wo
das Geld tatsdchlich hinfliel3t,
verrat indes die Homepage der
Bundeswirtschaftskammer: "Die
Wirtschaftskammer hat in den
vergangenen Monaten substan-
tielle Erfolge erzielt. Mit dem
Budgetbegleitgesetz 2003 wird
Osterreichs Wirtschaft um insge-
samt rund 550 Mio. entlastet."
Die SLP fordert nicht nur die
Riicknahme aller dieser Steuerge-
schenke, sondern auch aller Sozi-
alkiirzungen und Privatisierun-
gen der letzten Jahre. Alleine
durch diesen Schritt konnten Ar-
beitslosigkeit und Armut sehr ef-
fizient bekampft werden.

SPG UND GRUNE

SIND TOTALVERSAGER

Wahrend der Streiks der Bahnbe-
diensteten gingen die Griinen auf
Tauchstation. Die SPO war in der
Folge redlich bemiiht einen
"Kompromiss" mit der Regierung
auszuhandeln.  Doch  dieser
"Kompromiss" sah erst recht die
Zerschlagung der OBB vor. Alle
vier Parlamentsparteien legten

Pensionskonzepte vor, die Pen-
sionskiirzungen fiir groRe Grup-
pen von ArbeitnehmerInnen be-
deuten, bzw. das staatliche Pen-
sionssystem weiter aufweichen
und zerschlagen. Bei der Be-
kdmpfung der Massenarbeitslo-
sigkeit nehmen weder SPO, noch
Griine das Wort "Arbeitszeitver-
kiirzung" in den Mund. Gleiches
gilt fiir ihren "Widerstand" gegen
die Privatisierungen: Beklagt
wird in der Regel hdchstens der
zu geringe Verkaufspreis oder die
Staatsbiirgerschaft des kiinftigen
Eigentlimers. Fast noch schlim-
mer ist es, dass selbst die 0GB-
Spitze nicht vor einer solchen
Form der "Opposition" zuriik-
kschreckt. Gemeinsam mit der
Wirtschaftskammer wurde im No-
vember ein Papier prdsentiert,
dass Arbeitslose bestraft. Zum
Beispiel wird kiinftig die Zeit des
Berufschutzes fiir Menschen auf
Jobsuche drastisch verkiirzt wer-
den - auf Vorschlag der Gewerk-
schaftsspitze! Den Gipfelpunkt
des Versagens der Opposition bil-
dete aber der die Reaktion auf
den Transitentscheid aus Briissel.
Alle Parteien verkiindeten einen
nationalen Schulterschluss ge-

gen die EU - anstatt die Osterrei-
chische, wie die internationale
Frachterlobby und ihre Regierun-
gen grenziiberschreitend zu be-
kdmpfen.

GEWERKSCHAFTEN MUSSEN
GEGENMACHT BILDEN

Laut Umfragen verurteilen {iber
60 Prozent der OsterreicherInnen
die Privatisierungen, ebenso vie-
le hielten die KampfmalRnahmen
der EisenbahnerInnen fiir ge-
rechtfertigt. Das Jahr 2003 hat
eine jahrzehntelange Krise der
Gewerkschaften durchbrochen -
die KampfmaRnahmen haben
dem 0GB genutzt und nicht ge-
schadet! Trotzdem setzt die Spit-
ze des Gewerkschaftsbundes wei-
ter auf die Sozialpartnerschaft.
Und das obwohl sie die Spitzen
der Industriellenvereinigung
schon ldngst fiir tot erklart ha-
ben. Konkret bedeutete im Jahr
2003 jeder Versuch sozialpartner-
schaftliche Muster umzusetzen,
Verschlechterungen fiir die Be-
schaftigten. Im Gegensatz dazu
wurde bei der AUA das vorliegen-
de Verhandlungsergebnis nicht
durch die Sozialpartner, sondern
durch Streiks und weitere Streik-
drohungen erzwungen. Auch der
0BB-Streik hitte gewonnen wer-
den konnen. Die Regierung wdre
damit wohl am Ende und die Ge-
werkschaften als Gegenmacht
etabliert gewesen. Im kommen-
den Jahr lduft die gesamte Dyna-
mik der Entwicklung in Richtung
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weitere Kraftproben zwischen
Unternehmern und Arbeitneh-
mern, sowie Regierung und OGB.
Die Gewerkschaften miissen sich
hier endgiiltig als Kampforgani-
sationen positionieren, wenn sie
nicht untergehen wollen.

FUR EINE NEUE
ARBEITERiINNENPARTEI

Eine im Standard ver6ffentlichte
Umfrage wies 37 Prozent der Be-
fragten als potentielle Nichtwah-
lerInnen aus! Diesselbe Umfrage
zeigte auf, dass die derzeit eta-
blierten Parteien und ihre Pro-
gramme als beliebig empfunden
werden. Als SozialistInnen sehen
wir es deshalb als notwendig an,
den Aufbau einer neuen Partei fiir
ArbeitnehmerInnen und Jugend-
liche vorzuschlagen. Wir haben
vor allem wahrend der Streiks im
vergangenen Jahr eine wachsen-
de Bereitschaft vieler KollegIn-
nen erkannt, diese Idee aufzu-
greifen. Auch die fast 4000 Stim-
men, welche die SLP als neue und
fast unbekannte Kraft bei den
letzten Nationalratswahlen in
Wien erhielt, kdnnen als kleines
Signalin diese Richtung gewertet
werden. Im kommenden Jahr
konnen die Weichen fiir eine sol-
che Partei gestellt werden. Wir
werden auch im Jahr 2004 versu-
chen, unser Bestes dazu beizu-
tragen, kampferische KollegIn-
nen zusammen zu fithren und fiir
Widerstand, Solidaritdt und Sozi-
alismus einzutreten.

Infos iiber Aktionen und SLP-News laufend neu auf www.slp.at


Verwendete Distiller 5.0.x Joboptions
Dieser Report wurde automatisch mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v1.0.5" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Sie koennen diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 4.0.5 und 5.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
     Piktogramme einbetten: Nein
     Seiten automatisch drehen: Nein
     Seiten von: 1
     Seiten bis: Alle Seiten
     Bund: Links
     Auflösung: [ 2400 2400 ] dpi
     Papierformat: [ 842 1191 ] Punkt

KOMPRIMIERUNG ----------------------------------------
Farbbilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 100 dpi
     Downsampling für Bilder über: 110 dpi
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: JPEG
     JPEG-Qualität: Niedrig
     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original Bit
Graustufenbilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 100 dpi
     Downsampling für Bilder über: 110 dpi
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: JPEG
     JPEG-Qualität: << /Colors 1 /QFactor 1.3 /Columns 115 /Blend 1 /Resync 0 /HSamples [ 2 1 1 2 ] /Rows 73 /ColorTransform 1 /VSamples [ 2 1 1 2 ] >>
     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original Bit
Schwarzweiß-Bilder:
     Downsampling: Nein
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: CCITT
     CCITT-Gruppe: 4
     Graustufen glätten: Nein

     Text und Vektorgrafiken komprimieren: Nein

SCHRIFTEN ----------------------------------------
     Alle Schriften einbetten: Ja
     Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
     Untergruppen bilden unter: 100 %
     Wenn Einbetten fehlschlägt: Warnen und weiter
Einbetten:
     Immer einbetten: [ ]
     Nie einbetten: [ ]

FARBE(N) ----------------------------------------
Farbmanagement:
     Farbumrechnungsmethode: Farbe nicht ändern
     Methode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Beibehalten
     Rastereinstellungen beibehalten: Ja

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Prolog/Epilog verwenden: Nein
     PostScript-Datei darf Einstellungen überschreiben: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Illustrator-Überdruckmodus: Ja
     Farbverläufe zu weichen Nuancen konvertieren: Ja
     ASCII-Format: Nein
Document Structuring Conventions (DSC):
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
     DSC-Warnungen protokollieren: Nein
     Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja
     EPS-Info von DSC beibehalten: Nein
     OPI-Kommentare beibehalten: Nein
     Dokumentinfo von DSC beibehalten: Nein

ANDERE ----------------------------------------
     Distiller-Kern Version: 5000
     ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
     Optimierungen deaktivieren: Nein
     Bildspeicher: 524288 Byte
     Farbbilder glätten: Nein
     Graustufenbilder glätten: Nein
     Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
     sRGB ICC-Profil: sRGB IEC61966-2.1

ENDE DES REPORTS ----------------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de

Adobe Acrobat Distiller 5.0.x Joboption Datei
<<
     /ColorSettingsFile ()
     /AntiAliasMonoImages false
     /CannotEmbedFontPolicy /Warning
     /ParseDSCComments true
     /DoThumbnails false
     /CompressPages false
     /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
     /MaxSubsetPct 100
     /EncodeColorImages true
     /GrayImageFilter /DCTEncode
     /Optimize false
     /ParseDSCCommentsForDocInfo false
     /EmitDSCWarnings false
     /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
     /NeverEmbed [ ]
     /GrayImageDownsampleThreshold 1.1
     /UsePrologue false
     /GrayImageDict << /Colors 1 /QFactor 1.3 /Columns 115 /Blend 1 /Resync 0 /HSamples [ 2 1 1 2 ] /Rows 73 /ColorTransform 1 /VSamples [ 2 1 1 2 ] >>
     /AutoFilterColorImages false
     /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
     /ColorImageDepth -1
     /PreserveOverprintSettings true
     /AutoRotatePages /None
     /UCRandBGInfo /Preserve
     /EmbedAllFonts true
     /CompatibilityLevel 1.3
     /StartPage 1
     /AntiAliasColorImages false
     /CreateJobTicket false
     /ConvertImagesToIndexed true
     /ColorImageDownsampleType /Bicubic
     /ColorImageDownsampleThreshold 1.1
     /MonoImageDownsampleType /Bicubic
     /DetectBlends true
     /GrayImageDownsampleType /Bicubic
     /PreserveEPSInfo false
     /GrayACSImageDict << /QFactor 0.9 /Blend 1 /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] >>
     /ColorACSImageDict << /QFactor 0.9 /Blend 1 /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] >>
     /PreserveCopyPage true
     /EncodeMonoImages true
     /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
     /PreserveOPIComments false
     /AntiAliasGrayImages false
     /GrayImageDepth -1
     /ColorImageResolution 100
     /EndPage -1
     /AutoPositionEPSFiles true
     /MonoImageDepth -1
     /TransferFunctionInfo /Preserve
     /EncodeGrayImages true
     /DownsampleGrayImages true
     /DownsampleMonoImages false
     /DownsampleColorImages true
     /MonoImageDownsampleThreshold 1.5
     /MonoImageDict << /K -1 >>
     /Binding /Left
     /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated (SWOP) v2)
     /MonoImageResolution 1200
     /AutoFilterGrayImages false
     /AlwaysEmbed [ ]
     /ImageMemory 524288
     /SubsetFonts true
     /DefaultRenderingIntent /Default
     /OPM 1
     /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
     /GrayImageResolution 100
     /ColorImageFilter /DCTEncode
     /PreserveHalftoneInfo true
     /ColorImageDict << /VSamples [ 2 1 1 2 ] /QFactor 1.3 /Blend 1 /HSamples [ 2 1 1 2 ] /ColorTransform 1 >>
     /ASCII85EncodePages false
     /LockDistillerParams true
>> setdistillerparams
<<
     /PageSize [ 595.276 841.890 ]
     /HWResolution [ 2400 2400 ]
>> setpagedevice


IORWARTS

Seite 2

Spinnen die Grunen?

Osterreich
hv:

[ Oberosterreich - alles ist moglich:
=

o

":’

-

o !

)

W

S

)

(am ]

Seit 1996 wird auf Basis des
"Stabilitdtspaktes" in Europa So-
zialabbau betrieben. Nun kdn-
nen die grofRen Wirtschaftsna-
tionen - vorne weg Deutschland
und Frankreich - die Kriterien
nicht mehr erfiillen. Der Stabili-
tatspakt ist damit de facto tot.
Ein Ende des Sozialabbaus be-
deutet das allerdings nicht. Das
der Pakt jetzt bricht ist ein An-
zeichen fiir die Krise des Kapita-
lismus und das Auseinanderdrif-
ten der verschiedenen kapitali-

Der Stabilitatspakt ist tot!
Es lebe der Sozialabbau?
Von Sonja Grusch

stischen Staaten in Europa. Das
Ziel, als starker Block gegen die
USA aufzutreten, gibt es noch.
Aber die Konkurrenz zwischen
den - offensichtlich noch immer
- nationalen  Bourgeoisien
steigt. Wir haben seit jeher pro-
gnostiziert, dass zentrale 6kono-
mische Projekte der EU genau
daran scheitern werden. Nun
scheint dieses Szenario einzutre-
ten: Die Regierungen geraten
doppelt unter Druck. Durch die
heimische Wirtschaft, diese zu
subventionieren bzw. gegen Im-
porte zu schiitzen. Aber auch
endlich durch die wiedererstar-
kende Gewerkschaftshewegung
und die zunehmenden Streiks.
Obwohl uns der Stabilitatspakt
als Notwendigkeit fiir den Euro
verkauft wurde, hatte er immer
eine zentrale Aufgabe: Als Argu-
ment fiir Kiirzungen bei Bildung,
Gesundheit, Pensionen, Arbeits-
losen etc. zu dienen. Nun, da er
tot ist, werden die Argumente
vielleicht wechseln. Die Forde-
rungen der Unternehmer und ih-
rer Regierungen nach Zerschla-
gung des Sozialstaates bleiben
allerdings gleich. Ebenso steigt
durch das Auseinanderdriften der
Bourgeoisien im Wettkampf um
Einfluss und Markte, die Gefahr
von Nationalismus und Ras-
sismus weiter.

Die Chance des Kampfes gegen
Sozialabbau und Nationalismus
liegt auf der Strasse. Bereits

heute gibt es europaweite
Gegenwehr. Dieser muss sich
international zusammenschlie-

Ren und Alternativen zur kapita-
listischen EU formulieren. Vor al-
lem die Gewerkschaftsfiihrung
darf dem Riickzug auf den Natio-
nalstaat, den die Wirtschaft voll-
zieht, nicht folgen.

Das Bekenntnis zu den Maastrichtkriterien und zu neoliberalen Nulldefizit-Zielen wurde im ober-
osterreichischen Regierungsiibereinkommen an erster Stelle festgeschrieben. Ebenso wie das Ein-
frieren der Personalausgaben im o6ffentlichen Dienst - eine reale Kiirzung - und die Weiterfiihrung
aller laufenden StraBenbauprojekte. Dass die OVP sich langsam nach Alternativen zur FPO umsieht
scheint verstandlich. Doch warum setzten die Griinen diesen Schritt, der "das Denkvermégen vieler
Linker iibersteigt" wie das OVP-Organ "Neues Volksblatt" zynisch kommentiert?

VON JOHN EVERS,
SLP WIEN-NORD

"Sind sie eine Gko-soziale Partei
oder ein Sammelbecken griin an-
gehauchter Linker" dtzt das Volk-
blatt weiter? Das Regierungspro-
gramm von Schwarz-Griin ist al-
lerdings weder 6kologisch, noch
sozial oder gar links. Die neoli-
beralen Ziele werden vielmehr
durch eine reaktiondre Gesell-
schaftspolitik ergdnzt. Ein "Be-
kenntnis zum Ehrenamt" darf da
ebenso wenig fehlen, wie die
Drohung Jugendlichen verstarkt
die Polizei auf den Hals zu het-
zen - um den Alkohol- und Niko-
tinkonsum zu bekdmpfen.

SIND DIE GRUNEN
WAHNSINNIG GEWORDEN?
Nein. Schwarz-Griin ist das Er-
gebnis einer durchaus absehba-
ren Entwicklung einer Partei die
auch ihrer sozialen Struktur nach
immer biirgerlich war - auch
wenn sie sich nicht immer so
gab. Ein tieferer Blick in die grii-
nen Programme gibt Aufschluss
iiber Schein und Sein der einsti-
gen "Linkspartei": Vieles wurde
zwar gefordert, aber bei der ent-

scheidenden Frage der Finanzie-
rung und Lastenverteilung blieb
die Partei in den allermeisten
Fallen mehr als vage - um nur ja
keinen Trafikanten oder Immobi-
lienspekulanten zu verschrec-
ken. Der im oberdsterreichischen
Regierungsprogramm  angekiin-
digte "Mittelstandsfonds" passt
zu einer Kraft, deren Vorsitzen-
der ein biirgerlicher Okonom ist.

AUFSTAND DER

PARTEILINKEN BLEIBT AUS
Wahrend seiner Rede zur Vertei-
digung der Eisenbahner war Karl
Ollinger der einzige griine Abge-
ordnete der im Plenarsaal des
Parlaments zu sehen war. Ein
Bild, dass den Zustand der Linken
innerhalb der Griinen sehr klar
ausdriickt. Die Entwicklung der
letzten drei Jahre, vor allem die
Streiks und Kampfe haben die
Partei immer weiter nach rechts
nach rechts geriickt. Aus einer
Kraft der Bewegungen Anfang
der 80er Jahre, wurde eine stin-
knormale Partei, die in ihren ge-
samten Inhalten auf dem Boden
des Kapitalismus steht. Bei den
Griinen existiert heute weder
eine organisierte Opposition,

noch ein linkes Alternativpro-
gramm, oder auch nur offene Kri-
tik von mal3geblichen Krdften an
der Zusammenarbeit mit der OVP.
Im Gegenteil: Das Streben nach
der Regierungsmacht als griiner
Grundkonsens, scheint sich nach
den gescheiterten Verhandlun-
gen auf Bundesebene 2002, noch
dramatisch verstdrkt zu haben.
"Dazu gratulieren wir herzlich"
meinte Christoph Chorherr im
Namen (!) der Wiener Griinen zu
Schwarz-Griin. "Erfreut" tiber das
Verhandlungsergebnis der ober-
Osterreichischen Griinen zeigte
sich die Klubobfrau der NO Grii-
nen, Madeleine Petrovic. "Ich
gratuliere Rudi Anschober und
seinem Team!". Und schon vor-
her kommentierte Johannes Vog-
genhuber, Europa-Parlamentarier
der osterreichischen  Griinen:
"Eine Zusammenarbeit wadre sehr
sinnvoll". Offensichtlich stort es
auch niemanden, dass man sich
auch mit Helmut Kukacka ober-
Osterreichischen Promotor von
Schwarz-Blau im selben Boot be-
findet. Denn auch dieser Vertre-
ter der Frachterlobby befand:
"Schwarz-Griin eine hochinteres-
sante Variante".

Bei den Verhandlungen mit SPO und FPO ist es uns Griinen ge-
lungen mehr an Verantwortung zu bekommen, in dem wir zum er-
sten Mal den Vorsitz in drei (statt bisher zwei) Ausschiissen ha-
ben. Dadurch soll in den kommenden Jahren unsere griine Hand-
schrift noch deutlicher erkennbar werden"

Aus der Homepage der Rieder Griinen

ALLES IST MOGLICH -
WIDERSTAND NOTIG

Vor allem viele junge Menschen
haben bei den letzten Wahlen in
der Hoffnung auf mehr linke Po-
litik den Griinen ihre Stimme ge-
geben. Auch innerhalb der Partei
gibt es eine Anzahl von Men-
schen mit wichtiger politischer
Erfahrung und viel Engagement.
Es wdre eine Katastrophe wenn
dieses Potential resignieren und
sich zuriickziehen wiirde. Wir
glauben, dass es jetzt ndtig ist
konkret Widerstand gegen die
schwarz-griine  Regierung in
Oberdsterreich zu organisieren,

aber eine neue politische Kraft
in ganz Osterreich aufzubauen.
Zu beidem sind wir mit heimat-
losgewordenen Griinen gerne be-
reit. Wer aber noch immer an
Griine und/oder SPO als Alterna-
tive zu Schwarz-Blau glaubt,
muss sich noch auf Einiges ge-
fasst machen. In der schonen
Stadt Ried regieren ndmlich
kiinftig diese beiden Parteien ge-
meinsam mit der FPO! Die Grii-
nen haben iibrigens fiir diese Ko-
alition mit dem Rechtsextre-
mismus immerhin ein paar Po-
sten mehr erhalten.
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Aktiv mit SLP und SWI:

Unterwegs mit den EisbahnerInnen und den AUA-KollegInnen

Dass aktive Unterstiitzung mehr
bedeutet als mal kurz vorbei-
schaun und sich solidarisch er-
kldaren haben die Mitglieder der
SLP nicht nur beim Arbeitskampf
der AUA bewiesen, sondern auch
bei den Streiks der OBB. Wir nah-
men in drei Bundesldndern
(Wien, Salzburg, Oberdsterreich)
an verschiedenen Bahnhdfen an
den Protesten teil, sprachen mit
den Streikenden, verteilten im-
mer wieder Flugbldtter und orga-
nisierten gemeinsam mit der
Plattform fiir kdmpferische und
demokratische  Gewerkschaften
Solidaritdtskundgebungen  (zB.
am Bahnhof Praterstern gemein-
sam mit Eisenbahnern). Unsere

Forderung nach Ausweitung der
Streiks auf andere betroffene Be-
reiche wurde mit groBem Interes-
se aufgenommen. Auch nach Ab-
bruch des Streiks durch die Ge-
werkschaftsspitzen waren wir an
den Bahnhdfen mit dem Slogan
Kampf muss weitergehen préasent.
Die Stimmung unter den Eisen-
bahnern war auch nach dem
Streikabbruch sehr entschieden -
"Wir lassen uns sicher nicht auf
den Kopf scheissen" meinte zum
Beispiel ein Kollege vom Siid-
bahnhof.

FIGHT RACISM, FIGHT FASCISM
Unter diesem Motto steht die
Kampagne von SWI und SLP ge-

gen Rechtsextremismus. Hohe-
punkt der Kampagne waren die
von SWI initierten Demonstratio-
nen rund um den 8.11. anlédRlich
der Novemberpogrome. Dabei de-
monstrierten wir nicht nur am
8.11. in Floridsdorf, sondern
auch mit rund 200 Jugendlichen
am 9.11. in Salzburg gegen Nazis.
SWI versucht dabei unter dem
Motto Arbeitspldtze statt Ras-
sismus aufzuzeigen, dass Sozial-
abbau und steigende Arbeitslo-
sigkeit den Boden fiir das Star-
kerwerden von Nazigruppen bil-
den (siehe Riickseite). Eine Wo-
che davor fand am 1.11. eine Mo-
bilisierung gegen eine Kranznie-
derlegung des Ring Freiheitlicher

Jugend und anderer beim Grab
des Nazi-Idols Walter Nowotny
statt. Den rechtsextremen Paro-
len der anwesenden Burschen-
schafter und Nazi-Skins hielten
wir Reden, Arbeiterlieder und Ge-
denken der Widerstandskampfe-
rin Rosa Jochmann entgegen. Be-
gleitet wurden die Mobilisierun-
gen von Infotischen und Aktio-
nen von SWI und SLP vor Schulen
in Floridsdorf. Am 15. 11. fand
als weiterer Punkt der Kampagne
ein Seminar von SWI zum Thema
Was ist Faschismus statt. Einen
weiteren Lichtblick bildete der
Besuch eines erst vor kurzem dem
CWI beigetretenen Genossen un-
serer Belgischen Schwesterpartei

LSP/MAS aus der franzdsischspra-
chigen Vallonie. Der Besuch er-
moglichte anregende Diskussio-
nen und Austausch iiber Aktivita-
ten, Erfahrungen und die politi-
sche Situation in beiden Landern.
Ebenso erfreulich: Der erfolgrei-
che Aufbau der SWI-Nord mit
mehreren NeuinteressentInnen.

GEGEN RADIKALE ABTREI-
BUNGSGEGNER

Besonders wichtig waren unsere
Aktionen gegen die radikalen Ab-
treibungsgegner im letzten Mo-
nat. Da der Lucinaklinik das Aus
droht, erhielt die Kundgebung am
letzten Samstag bei der Klinik
eine brisante Note.
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Nein zum Pensionsraub der Regierung, heiRt auch Nein zum 0GB-Modell!

35 Jahre sind genug!

So lautete die Antwort der Gewerkschaftsbewegung in den 1980ern auf die Frage, nach wie vielen
Jahren mensch in Pension gehen diirfen sollte. Die Zeiten @ndern sich. Diese Forderung wurde aus
dem Archiv gestrichen - jedenfalls ist sie in der ausfiihrlichen Online-Geschichte des 0GB nicht mehr
zu finden. Stattdessen kampft der 0GB seit Oktober fiir eine Osterreich-Pension mit der "magischen

Formel" 80-45-65.

VON HARALD MAHRER,
SLP WIEN-MARGARETEN

Noch im Friihjahr 2003 mobili-
sierte der 0GB iiber eine Million
Beschdftigte gegen den Pen-
sionsraub der Regierung, der un-
ter den Schlagworten Harmoni-

jenes der Regierung. Die Gewerk-
schaft fordert trotzdem reale Ver-
schlechterungen!

Im Detail verbergen sich im Ge-
werkschaftsmodell eine Reihe an
"Haken". Das Modell geht davon
aus, dass iiber 45 Jahre mehr
oder weniger durchgédngige Bei-

nimmt, wahrend die groRer wer-
dende Zahl von Beschiftigten in
unsicheren, schlecht bezahlten
Jobs - das sind {brigens {iber-
wiegend Frauen - zu den groRen
VerliererInnen zdhlen. Ein Bra-
vourstiick einer solidarischen Ge-
werkschaftsbewegung.

Sie werfen es jemandem vor, wenn er von ,,Pensionsraub” spricht.
Sprechen Sie beim Uberfall auf eine Sparkasse, wenn man 10 oder
15 Prozent des dort vorhandenen Geldvolumens wegnehmen
mdchte, von einer Sparkassensicherung - oder ist das eine Be-

raubung der Sparkasse, meine sehr geehrten Damen und Herren?
Fritz Verzetnitsch am 8. Mai 2003 im Parlament

sierung und "80-45-65" auf uns
niederging. Jetzt - ein halbes
Jahr danach - reagieren viele Ge-
werkschafterInnen erstaunt, die
selben Parolen aus dem Munde
Fritz Verzetnitschs zu verneh-
men.

Die vorgeschlagene Erhdhung der
Anrechnung von Ersatzzeiten
(Kindererziehung, Arbeitslosig-
keit, Bundesheer, ...) mildert die
Auswirkungen wohl. Ebenso fe-
dert eine realistischere Wertsi-
cherung der Beitrdge einige
Grausamkeiten ab.  Dennoch
bleibt fiir die Allermeisten am
Ende weniger Pension iibrig.
Auch der Vertrauensschutz ist im
0GB-Konzept besser gewahrlei-
stet, weil zumindest bereits er-
worbene Anspriiche nicht ange-
tastet werden sollen. Das OGB-
Modell ist damit zwar besser als

tragszeiten mit ausreichend ho-
hen Beitragsgrundlagen mdglich
sind. Am Papier ergeben sich so
sogar leichte Pensionssteigerun-
gen in manchen Fillen - bei vol-
len 45 Jahren mit vollem Ver-
dienst.

Die Realitdt sieht allerdings an-
ders aus: Unsichere, schlecht be-
zahlte Jobs - oft Teilzeit bedeu-
ten nicht nur ein geringes Ein-
kommen wahrend des Berufsle-
bens, sondern auch niedrigere
Beitrage wahrend der Ersatzzei-
ten (z.B. die hdufiger auftreten-
de Arbeitslosigkeit). Daraus re-
sultieren, durch die auf 45 Jahre
verldngerte Durchrechnung, sehr
niedrige Pensionen. Der 0GB hat
ein Pensionsabbaumodell vorge-
legt, das vor allem ménnlichen
Arbeitnehmern mit sicherem Job
und gutem Einkommen, wenig

PENSIONEN UNFINANZIERBAR?
Der OGB hat die Propaganda der
Biirgerlichen (iber die Unfinan-
zierbarkeit der Pensionen ge-
schluckt, und kam daher zu ei-
nem recht dhnlichen Schluss wie
die Regierung. Die Pensionen
werden abgebaut und nach unten
"harmonisiert".

Das Problem daran ist nicht nur,
dass die angebliche "Faktenlage"
anders ist, als sie dargestellt
wird. Rechnet man die Produkti-
vitdt (Wertschopfung pro Ar-
beitskraft) ein, so ergibt sich,
dass die steigende Zahl der Pen-
sionistInnen durchaus verkraft-
bar wére. Wahrend das Verhdltnis
"Aktive" zu PensionistInnen 30
Jahre (1972-2002) brauchte, um
sich um 16% zu verschlechtern,
stieg die Produktivitdt in der In-
dustrie allein von 1997 bis 2002,

also in 5 Jahren, um den selben
Wert. Die Aktiven wiirden es also
leicht schaffen, die notwendigen
Werte fiir eine ordentliche Alters-
versorgung zu schaffen. Durch
das Versagen des 0GB in diesem
Punkt, hielten die Lohne aber
nicht mit der Produktivitat mit
und somit auch die Beitrdge zum
Sozialsystem nicht. Mit einer of-
fensiven Lohnpolitik und auf der
Wertschopfung basierenden Bei-
trdgen der Arbeitgeber hatte das
Pensionsschlamassel verhindert
werden kdnnen.

WIE PENSIONEN SICHERN?

Der (GB zieht daraus aber nicht
den Schluss einen Fehler ge-
macht zu haben. Er schreibt sei-
ne Versdumnisse jetzt in seinem
Pensionsmodell sogar fest. Die
Beschliisse zur Arbeitszeitverkiir-
zung (35-Stunden-Woche, 35
Jahre Lebensarbeitszeit) des 0GB
aus den 1980ern hdtten um-
nicht ausgesetzt gehdort. Durch
die Arbeitszeitverkiirzung konnte
auch die Arbeitslosigkeit be-
kdmpft werden - das wiirde bis zu
200.000 BeitragszahlerInnen mehr
bedeuten. Im Friihjahr hatte der
0GB die Chance gehabt - mit
Millionen im Riicken - diese For-
derungen durchzusetzen und die
Pensionen wirklich zu sichern. Es
wird an aktiven Gewerkschafte-
rInnen liegen, eine solche Politik
fiir die Zukunft einzufordern und
gegen die 0GB-Biirokratie durch-
zusetzen. Wenn nicht kommt in
paar Jahren die ndchste Pen-
sionsreform und der 0GB verfasst
wieder ein "Reformpapier”, das
uns in den Riicken fallt.

Plattform fiir kampferische & demokratische Gewerkschaften:

Der Aufbau geht weiter!

Der groRRe Erfolg der Anti-Sozialabbaudemonstration in Berlin be-
weist, welche Chancen eine echte Opposition in den Gewerk-
schaften haben kann. Auch bei den Aktionen der iiberparteilichen
"Plattform fiir kampferische und demokratische Gewerkschaften"
anlasslich der Arbeitskimpfe bei BB und AUA zeigte sich, wie
dringend eine andere Gewerkschaftspolitik in Osterreich nétig ist.

VON MICHAEL GEHMACHER,
SLP-GEWERKSCHAFTSSPRECHER

Die  Griindungskonferenz ~ der
Plattform am 13.10. war - wie be-
reits berichtet - ein Riesenerfolg,
aber nur der Auftakt fiir unsere
Aktivitaten. Anldsslich  der
Streiks bei 0BB und AUA setzte
sich die Plattform fiir einem ein-
heitlichen Streiktag des o6ffent-
lichen Verkehrs und Dienstes ein.
Unsere Tatigkeit beschrankte
sich aber nicht darauf, solche Ak-
tionen vom 0GB zu verlangen,
sondern selbst Aktionen zu setz-
ten. Es gab gemeinsame Solidari-
tatsaktionen mit den Eisenbah-
nerInnen an der sich z.B. Kolle-
glnnen aus dem offentlichen
Dienst beteiligten. Auch eine So-

lidaritdtsaktion mit den AUA-Kol-
legInnen war geplant. Dies wur-
de zwar durch den Verhandlungs-
abschluss obsolet. An ihr hdtten
sich aber auch einige Eisenbah-
nerInnen und LehrerInnen betei-
ligt - ein Zeichen fiir die zukiinf-
tigen Maglichkeiten der Platt-
form . Viele KollegInnen sammel-
ten bei diesen Solidaritdtskund-
gebungen sehr niitzliche Erfah-
rungen: Wie vertrete ich die An-
liegen der Streikenden in der 0f-
fentlichkeit, was darf mir die Po-
lizei nicht verbieten (...). Durch
die kaum vorhanden 0GB-Aktio-
nen der letzten Jahre ist dieses
politische "Know How" auch bei
erfahrenen BetriebsrdtInnen
nicht selbstversténdlich. Als am
14.11. der 0BB-Streik ohne Errei-

chen des Streiksziels abgebro-
chen wurde, gab es grofRen Un-
mut. Damit dieser nicht in Fru-
stration und Gewerkschaftsaus-
tritt umschldgt, ist eine organi-
sierte Opposition der Betroffen
notig. Sie konnte kiinftig der Ge-
werkschaftsspitze Dampf ma-
chen, Kampfmalinahmen durch
zusetzten und schlieBlich sogar
personelle Alternativen anbie-
ten. Auch eine Demokratisierung
der Gewerkschaft durch Urab-
stimmungen und BetriebsratIn-
nenkonferenzen wollen wir ge-
meinsam durchsetzen. Die Platt-
form will hier ein praxistaugliche
Konzepte entwickeln, weil wir
von vielen KollegInnen gefragt
werden, wie solche Abstimmun-
gen und Konferenzen konkret
umgesetzt werden konnten. Ein
zentraler Mangel der Plattform
war auch ihre Wien-"Lastigkeit".
Dieser Mangel soll durch ein er-
stes Treffen in Oberdsterreich
rasch behoben werden.

Riesenerfolg fiir Gewerkschaftsopposition in Deutschland:

100.000 auf den StralRen Berlins

Am 1. November 2003 demon-
strierten in Berlin 100.000
Menschen gegen den Sozial-
kahlschlag der Regierung.

VON MARIA HORTNER,
SLP WIEN-MARGARETEN

Aus dem gesamten Bundesgebiet
sind an die 30.000 Gewerkschak-
tivistInnen, ArbeiterInnen und
Jugendliche eigens angereist, um
ihrer Wut Ausdruck zu verleihen.
Bemerkenswert: Die Initiative fiir
diese GroRdemo ging auf die SAV
zuriick, die deutsche Schwester-
organisation der SLP. Seit mehre-
ren Jahren ist diese am Aufbau
einer kimpferischen Gewerkschafts-
opposition maRgeblich beteiligt.
Nach und nach schlossen sich im-
mer mehr linke und kritische Ge-
werkschafterInnen der Initiative

an und letztendlich wurde am
Bundeskongress  von  ver.di
(Dienstleistungsgewerkschaft)
der Aufruf einstimmig beschlos-
sen. Die Spitzen des DGB und an-
derer Gewerkschaften verweiger-
ten - im Gegensatz zu zahlrei-
chen Bezirksverbdnden und Orts-
gruppen - ihre Unterstiitzung.
DGB-Chef Sommer traf sich sogar
mit Edmund Stoiber (CSU), an-
statt auf die Demonstration zu
gehen. Die grofte Einzelgewerk-
schaft der Welt - die IG-Metall -
begriiRte wenigstens die Teilnah-
me ‘"vieler Metallerinnen und
Metaller an der bundesweiten De-
monstration am 1. November
2003 in Berlin".

PROTESTSTURM VON UNTEN
Der grof3e Erfolg der Demonstra-
tion zeigt, wie stark der Unmut

tiber den sozialen Kahlschlag ist.
Die groRBe Anzahl an Menschen,
die protestiert haben erscheint
umso wichtiger, da die Demo von
unten organisiert wurde und die
Blockaden der Gewerkschafts-
spitzen durchbrach. Hatten die
Fiihrungen der Gewerkschaften
die Demonstration unterstiitzt
und mobilisiert, wdren sicher
Hunderttausende mehr auf die
StraRBe gegangen. Nun steht aber
die Frage wie weiter (?) im
Vordergrund. Die SAV setzt sich
dafiir ein, dass ein eintdgiger Ge-
neralstreik organisiert wird, um
die Plane der SPD/Griin-Regie-
rung zu stoppen. Daflir muss
Druck "von unten" ausgeiibt wer-
den, damit die Gewerkschafts-
vorstdande ihre Mitglieder mobili-
sieren und einen Streiktag orga-
nisieren.
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Die Zeiten werden harter - Bilanz der Arbeitskampfe 2003

2003: Das Jahr als

die Streiks kamen

Meinung wird gemacht

Zum ersten ist eine Unterstiitzung bzw. eine Solidaritdtserkldrung
sehr wichtig fiir die streikende Belegschaft. Es tut jedem gut zu
wissen das man nicht alleine den Kampf bestreitet. Auf die Me-
dien ist leider kein Verlass da sie weder objektiv noch unabhéan-
gig berichten. Die Medien manipulieren die Meinungsbildung der
OsterreicherInnen. Diese Medien berichten zum groRen Teil fiir

das Kapital und damit fiir die Herrschenden. Es ist daher not-
wendig die betroffenen Gruppen auch, soweit maglich, im eige-
nen Betrieb zu unterstiitzen und mit Flugblattern, Plakaten und
in Diskussionen auf die Argumente der "anderen Seite" hinzu-
weisen. Thomas Lindmayer, Betriebsrat, Linz, GMT

Der Verkehrsfunk schwieg die Staus am 12.10.
tot, damit die Regierung erkldren konnte, die
Streiks hdtten keine nennenswerten Auswirkungen.
Die Erfahrungen der Streikposten beim Eisenbahne-
rInnen-Streik mit Fahrgdsten waren {iberwiegend
positiv. Manche kamen sogar extra, um ihre Solida-
ritdt zu bekunden. Am Westbahnhof in Wien beob-
achteten Streikposten wie ein Fernsehteam
SchauspielerInnen Anweisungen und einen Text
gab. Der Bericht wurde ausgestrahlt, erboste "Fahr-
gdste" berichteten iiber den Schaden, der ihnen
durch den Streik entstanden sei. Der stellvertreten-
den Bundesparteiobmann der FPO, Max Walch er-
klarte, dass viele OBB-Mitarbeiterinnen "gegen ih-
ren Willen zum Streik mehr oder weniger gezwun-
gen" worden seien. Beweise gibt es dafiir ebenso
wenig wie fiir die Behauptungen, die AUA-Flugbe-
gleiterInnen widren von den Piloten gezwungen
worden. Monatelang wurde iber die Medien von an-
geblichen Privilegien "berichtet", oder besser, die
Behauptungen der Regierung wiederholt. Gewerk-
schaft und BetriebsrdtInnen machen immer wieder
die Erfahrung, dass ihre Sicht der Dinge von den Me-
dien ignoriert wird. Das zeigt, dass die Medien nicht
unabhdngig sondern ein Instrument der Herrschen-
den sind, und Stimmung in ihrem Sinne gemacht
wird. Josef Low, Personalvertreter bei der OBB,
empfand die Rolle der Medien als "sturmreif schie-
Ren" von Gewerkschaft und Belegschaft.

Dass die Medien trotzdem gezwungen waren, auch
positive Berichte und Stimmungsbilder zu bringen
zeigt die enorme Sympathie, die geherrscht hat.
Trotz Liigen, Einschiichterung und Fehlinformation
wird Streik zunehmend als legitim gesehen. Nach
einer Umfrage des Ifes-Institutes hielten rund 60%
die KampfmaRnahmen der EisenbahnerInnen fiir
gerechtfertigt. Eine von Lukas Mandl, Bundsvor-
standsmitglied der Jungen Volkspartei, eingerich-
tete Homepage (www.esreicht.at) konnte gerade
3344 Stimmen gegen den Streik organisieren - und
das obwohl sie iiber die Medien breit beworben wur-
de. Den Streik gegen den Pensionsraub hielten 53
% der Bevdlkerung fiir gerechtfertigt, bei den unter
30jdhrigen sogar 68 %.

WO IST DIE GEWERKSCHAFTSPRESSE?
Weil sich die Meinung der ArbeitnehmerInnen in
den biirgerlichen Medien nicht widerspiegelt, hat

die ArbeiterInnenbewegung immer darauf Wert ge-
legt, eigene Medien zu haben. Heute gibt es leider
keine Tageszeitung, die im Sinne der ArbeiterInnen
schreibt. Tragisch ist auch, dass der 0GB seine ei-
genen Medien nicht nutzt. Die "Kompetenz", die
Zeitung der GPA, jener Gewerkschaft, in der das
AUA-Bodenpersonal organisiert ist, ignorierte den
Arbeitskampf bei der AUA véllig, anstatt fiir einen
gemeinsamen Kampf aller AUA-Beschiaftigten auf-
zurufen. Auf die Anfrage von Gewerkschaftsmitglie-
der an die GPA antwortete GPA-Vorsitzender Sall-
mutter u.a. "Unaufgefordert laufende Aktivitéten
anderer Gewerkschaften zu kommentieren ist inner-
halb des (GB’s nicht iiblich." In der September-
Nummer der Kompetenz findet sich immerhin ein
Artikel zum Thema "Osterreich braucht die Bahn"
wo GDE-Vorsitzender Haberzettel als Bildunter-
schrift darauf hinweist, dass ein Streik nicht aus-
geschlossen ist. Aufruf und Mobilisierung fiir Soli-
daritdt sucht man vergeblich.

Zynisch die "Solidaritit", die 0GB-Zeitung, in ihrer
November-Ausgabe. In der Bildergalerie zum 0GB-
Kongress findet sich ein Foto vom AUA-Stand mit
der Bildunterschrift "Wahrend die Piloten streiken
streicht das freundliche ,Bodenpersonal’ auf dem
Informationsstand der neuerdings Austrian ge-
nannten Fluglinie die bekannten Vorteile der hei-
mischen Airline heraus." Nicht zu vergessen, dass
der AUA-Vorstand Gewerkschaft und Betriebsrat mit
Schadensersatzklagen sowie die Streikenden mit
Entlassungsklagen bedrohte. Schlimm, das die AUA
als Unternehmen auf dem 0GB-Kongress werben
durfte. Fiir die streikenden AUA-Beschiaftigten war
das ein Schlag ins Gesicht. Foto & Bildunterschrift
legen noch eins drauf. Auf unsere Protestbriefe er-
hielten wir vom stellvertretenden Chefredakteur Lu-
ger folgende Antwort: "Sie werden aber wohl selbst
zugeben miissen, dass ein Unternehmen wéhrend
der - langen - Zeit der Verhandlungen nicht seine
Tatigkeit - in diesem Falle eben die Prasenz auf
der fiir Betriebsrédte bestimmte Informationsmesse
Rat & Tat '03 - einstellen kann sondern weiter pré-
sent sein muss. Ein wenig Verstdndnis fiir die Ar-
beit und Aufgaben der ,anderen Seite' gehort auch
zum Verstdndnis der Gewerkschaftsbewegung." Ge-
rade angesichts der medialen Ubermacht miisste die
Gewerkschaft aber alle Mittel nutzen, um die 0f-
fentlichkeit tiber ihre Anliegen zu informieren.

Handeln

statt Verhandeln!

Streiks verursachen Kosten und tun weh! _Betroffen sind die
Streikenden und ihre Familien sowie beim OBB-Streik die vom
Bundeskanzler sonst véllig vernachléssigten PendlerInnen. Tat-

sachlich werden die Streikkosten zu ungleichen Teilen zwischen
unselbstandig Erwerbstdtigen und Unternehmern aufgeteilt. Es
bringt jeder Streik einen volkswirtschaftlichen Schaden, und das
ist gut so und notwendig. Nur sollte der 0GB dies auch erkennen

und als Waffe in Verhandlungen nutzen. Josef Low, Vorsitzender des
Vertrauenspersonensausschusses/VPA Managementservices/MA Nordbahnstral3e

Nach monatelangen Verhandlungen und zwei
Warnstreiks meinte der Vorsitzende des AUA-Bord
Betriebsrates, Rudolf Novak: "Ich sehe jetzt, im
Nachhinein, da waren nie Verhandlungen, der Vor-
stand hat uns immer nur neue Konzepte vorgelegt,
die auf die 35% Einsparung kommt. Er hitte uns
nur mitgestalten lassen, wie sich die 35% darstel-
len, aber die 35% waren nicht verhandelbar - es wa-
ren definitiv keine Verhandlungen....es war eine
Hinhaltetaktik."

Tragisch ist, dass die 0GB-Fiihrung Teil dieser Hin-
haltetaktik war. Am 15.10. sollten die streikenden
AUA-Bord-Beschiftigten zum 0GB-Kongress fahren.
Der Vorstand begann Scheinverhandlungen, die Ab-
fahrt wurde verschoben. Wahrenddessen sammelte
der Vorstand mit Hilfe eines Buffets unter den Bo-
den-Beschaftigten Unterschriften gegen den Streik,
die Verzetnitsch lberreicht wurden. Als die Streik-
Delegation endlich am Kongress eintraf, wurden sie
nicht einmal in den Sitzungssaal gelassen.

Immer wieder hat sich die 0GB-Fiihrung dariiber be-
schwert, es gdbe keine "echten Verhandlungen".
Das zeigt, dass sie die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen nicht in Betracht zieht. Unternehmen &
Regierung kdonnen - von ihrem Standpunkt aus ge-
sehen - keine Verhandlungen wie in den 60er und
70er Jahren fiihren, weil sie wirtschaftliche Proble-
me haben die sie auf die ArbeitnehmerInnen ab-
wilzen wollen. Doch umgekehrt konnen die Be-
schaftigten immer weniger Zugestandnisse machen,
weil sie sich das schlicht nicht leisten kénnen. Der
AUA-Streik hat hier eines gezeigt: Mit einem Streik
im Riicken ldsst es sich (nicht erst) heutzutage si-
cher am besten verhandeln.

NICHT EINSCHUCHTERN LASSEN

"Streik ist ein archaisches Recht, &hnlich dem
Faustrecht! Es ist Zeit in einer zivilisierten Welt die-
se Form der Nétigung abzuschaffen!" (Osterreichi-
scher Gewerbeverein) "Experten" erkldren, die
Streiks waren illegal. Die Betriebsversammlung bei
der AUA am 11.10. wird mittels Einstweiliger Ver-
fiigung untersagt, den Streikenden wird mit Entlas-
sung, dem Betriebsrat sowie der Gewerkschaft mit
Schadensersatzforderungen gedroht. Auch der 0GB-
Vorstand bedroht die streikenden EisenbahnerInnen
mit "Konsequenzen".

OBB
An
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Osterreichischen Bundesbahnen

10.11.2003

Teilnahme an Streiks
Sehr geehrte Mitarbeiterin!
Sehr geehrter Mitarbeiter!
Fr den Fall der Abhaltung der ang igten Streiks der OBB-Beleg:

t
werden Sie seitens der Unternehmensleitung darauf aufmerksam gemacht,
dass eine Beteiligung an einem Streik eine Arbeitsverweigerung und damit
einen Vertragsbruch darstellt. Sie werden darauf hingewiesen, dass neben
sonstigen Konsequenzen der Nichterfiillung der vertraglichen Arbeitspflicht
(namlich die durch beding-
te Dienstpflict mit , die bis zur Entlas-
sung reichen kénnen, geahndet werden kénnen. Dariber hinaus besteht die
Méglichkeit von Sc gegen strei-
kende Mitarbeiter.

Mit freundlichen GriiRen
Die Unternehmensleitung

"Die Wirtschaftskammer wird dann konkret priifen,
ob sich einzelne der bekannt gegebenen Fille fiir
die Fiihrung von Musterprozessen eignen." (Home-
page der Bundeswirtschaftskammer) Die Regierung
ist in keinem der Arbeitskampfe neutral, sondern
eindeutig auf Seite der Unternehmen. Beim OBB-
Streik wird in einigen Bundeslandern das Nacht-
fahrverbot fiir LKW aufgehoben, Regierungsvertre-
ter sprechen sich klar gegen Streiks aus und die Me-
dien werden zur Hetze gegen Streikende genutzt.
Wenn sich die Gewerkschaften davon einschiichtern
lassen, erfolgen Privatisierung und Sozialabbau
kiinftig noch drastischer. Beim AUA-Streik hatten
die KollegInnen klargemacht: "Wenn es Entlassun-
gen gibt, dann streiken wir, bis diese zuriickge-
nommen werden". Der Streik zwang den Vorstand
auch zur Riicknahme aller Repressionen und Klagen.
Aus dem Verhandlungsprotokoll: "Alle im Zu-
sammenhang mit dem Arbeitskonflikt ausgespro-
chenen schriftlichen Verwarnungen, Klagsandro-
hungen und Klagseinbringungen sowie Schadener-
satzforderungen aber auch die Unterlassungskla-
gen, sowie Kiindigungen und Entlassungen von
welcher Seite auch immer werden mit Unterzeich-
nung des Resiimeeprotokolls zuriickgezogen."



Seite 5

Im Jahr 2003 kam es zu zahlreichen gewerkschaftlichen ProtestmalSnahmen von De-
monstrationen, liber Dienststellenversammlungen bis hin zum Streik. Gegen Personal-
abbau gab es im Marz "Dienst nach Vorschrift” bei der Post. Es folgten Dienststellen-
versammlungen bei den LehrerInnen und ein Streik gegen die Stundenkiirzungen. Der

0GB rief gegen den Pensionsraub zu Demonstration und Streik auf. Im Herbst fand in
Linz eine Menschenkette gegen die Voest-Privatisierung statt. Bei AUA, Postbus und
0BB kam es in den letzten Monaten zu Streiks. Bei der AUA waren es fiinf Arbeitsnie-
derlegungen, bei der OBB wurde sogar ein unbefristeter Streik angekiindigt, der von
einem eintdgigen Streik beim Postbus begleitet war. LehrerInnen, Post und Postbus
protestierten erfolglos. Trotz eintdgigem Streik am 3.6. beschloss die Regierung den
Pensionsraub. Der Streik bei den 0BB zeigte die enorme Macht der Beschéftigten und
hatte die Regierung fast in die Knie gezwungen, die AUA-Streiks endeten mit einem
relativ weitgehenden Erfolg fiir die Streikenden. Kénnen wir aus dieser Bilanz ablesen,
dass streiken wenig Erfolg bringt? Im Gegenteil: Wir miissen die Stadrken und Schwa-
chen - Dauer, Konsequenz, Protestformen - untersuchen und die richtigen Schlussfol-
gerungen ziehen, um bei kommenden Auseinandersetzungen besser geriistet und vor-

bereitet zu sein.

VON SONJA GRUSCH, SLP-BUNDESSPRECHERIN

Fur einen aktiven Streik

Als GDE-Streikposten war ich positiv iberrascht iber das Ver-
standnis und die Bereitschaft zur Diskussion der meisten Men-
schen die einfach wissen wollten warum wir streiken! Da ging

dann einigen doch ,ein Licht auf' das wir eigentlich gar nicht sol-
che Privilegienritter sind als die uns manche Politiker und Medien
immer wieder bezeichnen. Verbesserungswiirdig wére sicher mehr
Unterstiitzung innerhalb unserer Organisation und in verstdrktem
MalRe die Solidarisierung anderer Gewerkschaften. Und unmittel-
barer Beistand vor Ort wie ich es beim tollen Team der SLP erlebt
habe. So etwas gibt Kraft und das Vertrauen fiir die richtige Sa-
che zu kdmpfen. Gabriele Schaufler, Versehrtenvertrauensfrau Westbahnhof

Die GDE hatte zu einem unbefristeten Streik
aufgerufen. Dabei ist aber noch viel mehr als sonst
die aktive Beteiligung aller Streikenden notwendig.
Doch hier ist der 0GB mehr als unerfahren. Beim
Streik gegen den Pensionsraub wussten die meisten
nicht einmal, wann und ob sie {iberhaupt streiken
wiirden. Anstatt die Streikenden in einer groRen De-
monstration zusammenzufassen wurde ihnen ge-
sagt, sie diirften den Arbeitsplatz nicht verlassen.
Nur in Linz kam es zu Demonstrationen, diese wur-
den allerdings von der SPO fiir ihren Wahlkampf
missbraucht. Thomas Lindmayer, Betriebsrat aus
Linz berichtet tiber den Streik am 3.6.03: "Grund-
satzlich waren anfangs viele Kollegen verunsichert,
auch ich hatte so meine Zweifel, war auch kein
Wunder war es doch fiir uns alle der erste richtig
groRe Streik. Diese Verunsicherung ldste sich im
Laufe des Vormittags auf. Als sich das Ende ndher-
te fragten mich viele Kollegen ob das alles gewesen
wdre. Sie wollten ein Zeichen setzen und demon-
strativ auf die Strasse gehen anstatt in der Kantine
zu sitzen. Ich war liberrascht wie schnell einige Kol-
legen aktiv werden wollten um diesen Rentenklau
zu vermeiden. Noch eine Uberraschung: Speziell
jlingere Kollegen sind sehr daran interessiert Streiks
in Zukunft etwas kdampferischer zu gestalten!"

Die KollegInnen bei der AUA gingen genau diesen
Weg: Neben dem Betriebsrat mit 16 Mitgliedern
(FlugbegleiterInnen und Piloten) gab es noch ein
Streikkomitee mit weiteren 20 und ein Aktionsteam
mit noch einmal rund 130 KollegInnen. Markus Po-
pulorum, Betriebsrat AUA-Bord, berichtet: "Auch
fiir den letzten Streik waren keine auRerordent-
lichen Vorbereitungen notwendig, denn das durch
die vorangegangenen Streiks sehr erfahrene Streik-
komitee und Aktionsteam konnte auf die verschie-
denen Fahigkeiten und die Arbeitskraft vieler Kol-
legInnen zuriickgreifen. Dank des Streikkomitees

konnte sich der Betriebsrat voll auf die umfangrei-
chen Verhandlungen konzentrieren. Bei uns waren
ein paar hundert KollegInnen aktiv in den Streik
eingebunden, beim Vorstand war das nur eine hand-
voll Manager. Bei uns ging es um unsere Existenz,
und beim Vorstand "nur" um seine Pramien, womit
wir neben der Arbeitskraft auch moralisch und von
der Motivation her iiberlegen war. Wichtig war auch
die Entschlossenheit der Belegschaft, und fiir uns
vom Betriebsrat war klar, dass der Betrieb steht,
wenn es bis 16.11. kein Ergebnis gibt.

Als bekannt wurde, dass der Vorstand bereits wah-
rend der Verhandlungen Flugzeuge fiir einen etwai-
gen Arbeitskampf bestellt hatte, informierte das
Streikkomitee die KollegInnen per SMS und damit
ist alles in mittlerweile gewohnter Art abgelaufen.
Die KollegInnen waren zahlreich zur Stelle, und
bauten neben der Tonanlage auch gleich wieder ein
Buffet auf, da die Geschaftsleitung die Anweisung
gegeben hatte die Kantine geschlossen zu
halten."

Der EisenbahnerInnenstreik begann am Mittwoch
den 12.11. Am Donnerstag Abend hatte der 0GB
400.000 Flughlatter produziert. Bis Freitag Mittag
waren diese allerdings nicht auf den Bahnhdfen
eingelangt. Die Streikposten standen de facto ohne
Material in den Bahnhdfen. Die Chance mittels Flug-
blattern, Infotafeln und Streikzeitungen die Fahr-
gaste in den Bahnhofen und Beschdftigte anderer
Branchen in U-Bahnstationen, Einkaufstrassen und
anderen belebten Pldtzen iber die Streikziele zu in-
formieren wurde vergeben. Ebenso versuchte die
Gewerkschaft nicht, den Streik mittels Blockaden
und Demonstrationen der Streik nach auRen getra-
gen worden wire. Damit hitte der GGB das Infor-
mationsmonopol der Regierung gebrochen und ei-
nen Sieg fiir die Beschaftigten durchsetzen kdnnen.
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Schwerpunkt

Klassenkampf statt
Antistreikintervention

Das Wichtigste bei unserem Streik war, dass die Belegschaft zu-
sammengehalten hat und hinter den Personen gestanden ist die
sich zwangsldufig exponierten. Fiir die FlugbegleiterInnen und Pi-

loten war klar, dass sie alle betroffen sind, wodurch die Solida-
ritdt massiv gestarkt wurde. Bei einem Streik ist es essentiell, die
Geschiéftsleitung davon zu liberzeugen, dass die Belegschaft zu
einem Streik bereit ist. Fiir das Unternehmen ist es natiirlich bes-
ser, wenn das Management daran keine Zweifel hat. Fiir die Ar-
beitnehmerInnen ist es wichtig, wann auch immer es von der Ge-
schaftsleitung "eingefordert” wird, bereit zu sein ihre Solidaritat
mittels eines Streiks zu beweisen.

Markus Populorum, Betriebsrat AUA-Bord, HTV

Die Notwendigkeit von gewerkschaftlicher
Gegenwehr ist angesichts der immer aggressiveren
Angriffe von Unternehmensseite iiberdeutlich.
Gleichzeitig herrscht unter vielen Gewerkschafts-
mitgliedern Frust iiber die mangelnde Konsequenz
bei KampfmaRnahmen. Josef Low meint dazu: "Lei-
der hat der GGB beim Fisenbahnerstreik nur halb-
herzig - ndmlich nur in der Streikunterstiitzung -
gehandelt. Eine Einbindung aller von den Mal3nah-
men der Bundesregierung betroffenen Gewerk-
schaftsmitglieder wére dringend von Néten gewe-
sen. Es miisste vom 0GB also in Richtung General-
streik agiert und argumentiert werden."

Die Gewerkschaftsfiihrung hofft immer noch auf die
Sozialpartnerschaft. Sie verschliel3t die Augen vor
den Veranderungen, die stattfinden. Vor dem
Hintergrund der wirtschaftlichen Krise versucht die
Regierung nun den Sozialstaat endgiiltig zu zer-
schlagen. Der Zweckoptimismus des Finanzmini-
sters kann nicht dariiber hinwegtduschen, dass das
Wachstum 2003 voraussichtlich unter einem Pro-
zent liegen wird und dass die Arbeitslosigkeit jedes
Monat neue Rekorde verzeichnet. Aus der Sicht von
Unternehmen & Regierung ist es notwendig, den
Einfluss der Gewerkschaften zuriickzudrdngen um
die Angriffe auf die ArbeiterInnenklasse mit weni-
ger Widerstand durchsetzen zu kdnnen. Im Regie-
rungsiibereinkommen wurde festgehalten, dass Fle-
xibilisierung in allen Bereichen "auf betrieblicher
Ebene... (und)... in Einzelvereinbarungen" ermog-
licht werden soll. Die FPO will schon lange das "Zu-
riickdrangen des Gewerkschaftseinflusses". Insbe-
sondere bei der Zerschlagung der 0BB geht es auch
darum, die Gewerkschaft der EisenbahnerInnen zu
schwachen.

"Der (GB-Président versucht aus meiner Sicht zu
de-eskalieren. Die Rolle des Vermittlers hat er nicht
nur in unserem Streik sehr gut gespielt. ob dieses
im Sinne der Mitglieder geschah, ist zu hinterfra-
gen." meint Josef Low. In einer ORF-Pressestunde
im Zuge des AUA-Konfliktes definierte Verzetnitsch
seine Rolle als Vermittler zwischen Beschaftigten
und Unternehmen.

Niemand streikt gerne, aber wenn ArbeitnehmerIn-
nen ihre Interessen nicht anders durchsetzen kon-
nen, ist Streik ein notwendiges und legitimes
Mittel. Die Spitzen des OGB handeln in der Praxis
anders. Nach Streik und Grossdemonstration im
Friihjahr 2003 gegen den Pensionsraub erkldrte Ver-
zetnitsch am 6.6. ein Ende der Streiks und iibergab
die Verantwortung an das Parlament. Auch beim
0BB-Streik beendete die Gewerkschaft diesen just
zu dem Zeitpunkt, als dieser begann, "zu wirken".
Wirksam ist ein Streik immer erst, wenn die Kosten,
die den Unternehmen durch den Streik entstehen
oder entstehen kdonnen, grosser sind als die Kosten,
wenn den Forderungen der Gewerkschaft nachgege-
ben wird. Als in Folge des EisenbahnerInnen-Streiks
die produzierten Waren nicht mehr abtransportiert
und keine Rohstoffe mehr angeliefert werden konn-

ten, stieg der Druck von UnternehmerInnenseite auf
die Regierung enorm. Anstatt diesen Druck aber zu
nutzen, um ihre Ziele durchzusetzen, zog die Ge-
werkschaft zuriick und lies sich auf einen mehr als
fraglichen Kompromiss ein. Die Streikziele wurden
so nicht erreicht.

WIE WEITER KAMPFEN?

Die Entschlossenheit der AUA-KollegInnen, die
nach erfolglosem Auslaufen des Waffenstillstandes
am 17.11. sofort wieder in den Streik getreten sind,
sollte Vorbild fiir alle sein. Sie war die Grundlage fiir
den Erfolg! Durch die neuen Regelungen wird es
dem Management nicht mehr mdglich sein, die Kol-
legInnen von AUA und Lauda gegeneinander auszu-
spielen. Dieselbe Entschlossenheit gab es auch in
anderen Bereichen, gefehlt hat es aber an der Ge-
werkschaftsfiihrung, die zu halbherzigen Protesten
aufrief bzw. in der Mitte einfach abbrach.

Fiir einen erfolgreichen EisenbahnerInnenstreik
ware die Ausweitung in andere Berufsgruppen wich-
tig gewesen. 52% meinten, dass der Regierung bei
der OBB-Reform nur um "die Durchsetzung partei-
politischer Interessen" geht. Vielen war klar, dass
es der Regierung darum ging, ein Exempel gegen die
starke Eisenbahnergewerkschaft zu setzen. Wére die
GDE geschlagen, widren kiinftige Angriffe auf ande-
re leichter. Viele Beschéftigte der Wiener Linien und
der Stadtwerke rechneten schon mit Solidaritéts-
streiks fiir die EisenbahnerInnen und waren auch
dazu bereit. 68,1% meinten, der Streik konnte Er-
folg haben. Wére der EisenbahnerInnenstreik wei-
ter gefiihrt worden, wére er mit dem AUA-Streik zu-
sammengefallen. Das in Kombination mit Solidari-
tdtsstreiks hdtte eine enorme Macht bedeutet, die
die Regierung in die Knie und auch aus dem Amt
hdtte zwingen konnen.

Solange die Gewerkschaften in der Logik des Kapi-
talismus denken und handeln, wird es immer un-
moglicher die Interessen der Beschéaftigten zu ver-
teidigen. Die Kritik am Kapitalismus darf sich nicht
auf eine zahnlose Anti-GATS-Kampagne beschrdn-
ken, sondern muss die Profitlogik an sich angreifen.
Die SPO ist dabei sicher kein Partner - sie war fiir
Sozialabbau und Privatisierung in den 80er und
90er Jahren verantwortlich. Die meisten WahlerIn-
nen die SPO sehen diese inzwischen héchstens als
kleineres Ubel. Auch innerhalb der Gewerkschafts-
fiihrung hdufen sich die kritischen Stimmen. Die Ar-
beiterInnenbewegung braucht neben kdmpferi-
schen Gewerkschaften, eine politische Vertretung -
eine ArbeiterInnenpartei mit sozialistischem Pro-
gramm. Das es eine solche in Osterreich zur Zeit
nicht gibt ist der Hauptgrund dafiir, das schwarz-
blau noch im Amt ist. Die Gewerkschaftshewegung
hat daher nicht nur die Aufgabe, entschlossene
Kampfe fiir die Rechte und Interessen der Arbeiter-
Innen zu fiihren, sondern auch, sich am Aufbau ei-
ner solchen neuen ArbeiterInnenpartei zu beteili-
gen.



Kultur & Diskussion

Vorwarts: 20 Jahre und kein bisschen leise

IORWARTS

Seite 6

Die Rolle einer sozialistischen
Zeitung im 21. Jahrhundert

Ein Blick in die Streikberichterstattung der biirgerlichen Medien
geniigt, um die Existenz einer sozialistischen Zeitung zu recht-
fertigen. Es herrscht Zensur, wenn es um die Interessen der ar-
beitenden Bevélkerung geht. Das Wort "Unabhdngigkeit" prangt
zwar auf den meisten Titelseiten. Doch oft ist nicht einmal ein
Blick in die Reaktionsstatuten notig, um das dort festgeschriebe-
ne Bekenntnis zu Marktwirtschaft und Regierungspolitik sofort zu

erkennen.
VON JOHN EVERS,
VERANTWORT. REDAKTEUR

Vorwarts ist zwar unabhdngig von
groBen Geldgebern und jeder
Form der kommerziellen Werbung.
Esist aber eine Parteizeitung, ge-
nauer gesagt die Zeitung einer
Partei, die sich das Ziel gesetzt
hat, den Kapitalismus zu stiirzen
und die Gesellschaft sozialistisch
zu verdndern. Seit 20 Jahren ist
Vorwdrts damit viel mehr als bloR
eine Zeitung. Wir greifen bewusst
auf die Traditionen der revolutio-
naren  ArbeiterInnenbewegung
zuriick, in der das gemeinsame,
zentrale Presseorgan als Chance
gesehen wurde, die sozialistische
Bewegung zu organisieren. Von
Beginn an bedeutete die Heraus-
gabe unserer Zeitung die Notwen-
digkeit, unabhdngige Strukturen

zu schaffen, regelmdRig die In-
halte zu diskutieren und die dar-
aus gezogenen Schlussfolgerun-
gen gemeinsam umzusetzen. Die-
se Erfahrungen halfen uns ganz
wesentlich, als wir Anfang der
90er Jahre aus der Sozialistischen
Jugend (SJ) ausgeschlossen wur-
den, aber auch als wir den Schritt
zur Griindung einer neuen Partei
im Jahr 2000 setzten. Damals wie
heute greifen wir mit unseren Me-
dien aktivin Bewegungen ein und
beziehen deutlich Stellung zu den
aktuellen Bewegungen. Vorwdrts
war in diesem Sinne nie ein be-
liebiges Diskussionsorgan, ange-
passt an die Bediirfnisse eines lo-
sen politischen Umfelds. Wir fiih-
len uns verpflichtet, mit unserer
Zeitung einen klaren sozialisti-
schen Standpunkt in die 6ffent-
liche Debatte einzubringen, um

so kampferische ArbeiterInnen
und Jugendliche zu erreichen.
Vorwdrts steht damit nicht im
Widerspruch zur Notwendigkeit
anderer breiter Formen von Zei-
tungen und Medien in der Arbei-
terInnenbewegungen. Im Gegen-
teil: Wir unterstiitzen solche Ent-
wicklungen dort, wo sie in Er-
scheinung treten. Wahrend der
Streiks im letzten Jahr haben die
Beschéaftigen zum Teil selbst be-
gonnen, eigene Medien zu ent-
wickeln. Sie haben in Zeitungen,
Flugbldttern und im Internet ei-
nen unabhédngigen Standpunkt
eingenommen, der den Interes-
sen der Streikenden entsprach.
Wir haben diese Publikationen
und die darin enthaltenen Stand-
punkte selbstverstandlich ver-
breitet. Bei verstarkter Vernet-
zung unter kdmpferischen Be-
triebsrdtInnen und Belegschaf-
ten konnten hier die ersten Kei-
me neuer ArbeiterInnen-Medien
gelegt worden sein.

20 TURBULENTE JAHRE
Im Laufe der letzten 20 Jahre hat
die Zeitung Vorwdrts keine linea-

re Entwicklung vollzogen. Die
Haufigkeit des Erscheinens und
die Qualitat der einzelnen Num-
mern waren natiirlich geprdgt
vom Rhythmus der allgemeinen
gesellschaftlichen Entwicklung,
aber auch vom Stand unserer ei-
genen Krdfte. In der letzten Zeit
waren wir besonders bemiiht,
jlingere Mitglieder unserer Partei
zu Wort kommen zu lassen. Auch
in dieser Nummer ist das z.B. mit
den Artikeln von Jakob Unterwur-
zacher (Brasilien) und Margarita
Déller (Arbeitspldtze statt Aus-
ldnderhetze) gegliickt. Nicht nur
diese GenossInnen garantieren
dafiir, dass unsere Geschichte
noch lange nicht zu Ende ist.
Auch Sie als neue/r Abonnent/in?

ABONNEMENT BESTELLEN!

Ein Abonnement fiir 10 Ausgaben
des Vorwdrts kostet EUR 18,00
(Sozialpreis fiir Menschen mit kei-
nem oder geringem Einkommen
EUR10,00). Das Abonnement
lduft automatisch aus. Eine Ver-
ldngerung ist natiirlich willkom-
men. Bestellungen unter Tel.
01/524 63 10.

kalender+veranstaltungskalender+veran

Die SLP im Dezember & Janner*:

Orte und Beginnzeiten bitte den ,SLP-Treffpunkten” unten entnehmen.

Mittwoch, 17. Dezmber, ab 19.30 Uhr

Wie gegen Rassismus kampfen?

mit einer Vertreterin von ZARA (Zivilcourage & Anti-Rassismus)
SLP-Ortsgruppe Wien-West

Donnerstag, 18. Dezember, ab 19.30 Uhr

Bolivien - Massenproteste stiirzen Regierung

mit Robert Lessmann, Autor und Lateinamerika-Experte
SLP-Ortsgruppe Wien-Margareten

Freitag, 19. Dezember, ab 19.00 Uhr

Patente - Das groRe Sterben fiir den Profit

Interessiert einE AIDS-KrankeR in Afrika die Pharmaindustrie?
SLP-Ortsgruppe Wien-Nord

TIPP: Kubanische Weihnachten, 26. Dezember, 20.00 Uhr,
Die SLP-Ortsgruppe Wien-Margareten feiert anders
Nahere Informationen unter Tel. 01/524 63 10

Mittwoch, 21. Janner, ab 19.00 Uhr

Internationale Krise in der Flug- und Tourismusbranche
Auswirkungen auf Beschédftigte und KonsumentInnen

mit Beschéaftigten der Austrian Airlines Group
SLP-Ortsgruppe Wien-Mitte

Fiihrende

SozialistInnen empfehlen:
‘. L

Neue Broschiire der SLP im Janner 2004!

Linker Antisemitismus?

Der entschlossene Kampf gegen Rechtsextremismus und Antise-
mitismus hat angesichts der Zunahme von Anschldagen und Skan-
dalen (Synagogen in Istanbul, jiidische Schule in Frankreich, Hoh-

‘VV-’.

“ﬁa‘s musst Du
"~ gelesen haben! %

Das Programm der
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, DIN A5

EUR 3,00 inkl. Versand

Analyse der kapitalistischen
Gesellschaft

Sozialistische Alternative |
Wie kann sie aussehen,
wie kann sie erreicht werden?

Das Programm wird nach Uberweisung auf unser Konto
PSK 8812.733 zugesandt. Namen und Anschrift nicht vergessen!

mann-Affdre in Deutschland) an Dringlichkeit gewonnen.

Antisemitische Attacken haben,
egal wer sie ausfiihrt, nichts mit
einer 'legitimen Antwort' auf
Sharons Krieg gegen die Paldsti-
nenserInnen zu tun. Rassisti-
scher Terror, ob er sich gegen Jii-
dInnen oder Menschen mit mos-
lemischem Hintergrund richtet,
muss energisch von der gesamten
ArbeiterInnenbewegung und Lin-
ken bekdampft werden. In Diskus-
sionen zu Nahost-Krise und Anti-
semitismus dominieren leider
viel zu oft Vorurteile, Unklarhei-
ten und Rassismus. Innerhalb der
antifaschistischen Bewegung in
Osterreich hat es in letzter Zeit
eine Zunahme von Vorwiirfen be-
ziiglich linken Antisemitismus'
gegeben. Wir nehmen diese Vor-
wiirfe sehr ernst und haben uns
entschlossen, der Behandlung
dieser komplexen Fragen entspre-
chenden Raum zu widmen. Im er-
sten Teil der Broschiire beschéf-
tigen wir uns mit der Geschichte

des Antisemitismus, des Nahost-
Konflikts und den Positionen der
sozialistischen ArbeiterInnenbe-
wegung damals wie heute. Der
zweite Teil widmet sich einer
Analyse der aktuellen Weltan-
schauungen diverser Stromun-
gen. Der dritte Teil handelt von
den Fragen konkreter Biindnispo-
litik, vom Umgang mit Differen-
zen innerhalb der antifaschisti-
schen und Anti-Kriegs-Bewe-
gung. Wir hoffen, damit die
Standpunke unserer internatio-
nalen Bewegung und im speziel-
len unserer israelischen Schwe-
sterorganisation ,Maavak Soziali-
sti' vermitteln zu kdonnen.

Die Broschiire unter dem Arbeits-
titel “Antisemitismus & die Lin-
ke” kann bereits unter Tel.
01/524 63 10 bestellt werden.
Erscheinungsdatum: Ende Jénner
2004. Preis und Umfang sind
noch nicht festgelegt.

Die SLP-Treffpunkte:

SLP-ORTSGRUPPE WIEN-WEST
Jeden Mittwoch um 19.30 Uhr, Club International, 16., Payerg. 14

SLP-ORTSGRUPPE WIEN-MARGARETEN
Jd. Donnerstag 19.30 Uhr; Bunte Kuh, 5., Zentag./ Siebenbrunneng.

SLP-ORTSGRUPPE WIEN-MITTE
Jeden Mittwoch um 19.00 Uhr im Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8

SLP-ORTSGRUPPE WIEN-NORD:
Jeden Freitag, 19.00 Uhr, “Peer Gynt”, 20., Jagerstr. 38

SLP-LINZ:
Jeden Samstag, 19.00 Uhr “Alte Welt” (Hauptplatz)

SLP-SALZBURG
Anzutreffen jeden Dienstag bei den Treffen von SWI in Salzburg,

19.00 Uhr im “Shakespeare” (beim Mirabellplatz)

SLP-GEWERKSCHAFTSTREFFEN (WIEN):
Treffen und Themen bitte erfragen: slp@slp.at oder (01) 524 63 10

Die SWI-Treffpunkte:

SWI IN WIEN
Jeden Montag um 18.00 Uhr, Amerlinghaus, Wien 7, Stiftgasse 8

SWI IN SALZBURG
jd. Di. 19.00 Uhr im “Shakespeare” (beim Mirabellplatz)

* weitere Treffen bitte erfragen

VORWARTS ist die Zeitung fiir
Widerstand, Solidaritat und Sozialismus.

VORWARTS ist parteiisch: Immer fiir
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

VORWARTS ist unabhingig vom groRen Geld,
aber abhdngig von seinen UnterstiitzerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10
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IRLAND - KAMPF GEGEN

MULLGEBUHREN GEHT WEITER
Dass Massenaktionen eine Regie-
rung gehorig unter Druck setzen
konnen zeigt der aktuelle Kampf
der irischen ArbeiterInnenklasse
gegen die unsoziale Miillsteuer.
Eine zentrale Rolle in diesem
Kampf spielt die Socialist Party
(CWI in Irland). Nach massen-
haften Zahlungsverweigerungen,
Protesten und Blockaden unter
dem Motto "Allen oder keinen
Miill, weg mit den Miillgebiihren"
in Dublin kam es zur Verhaftung
von AktivistInnen. Darunter be-
fanden sich neben zahlreichen
AnrainerInnen auch Socialist
Party  Parlamentsabgeordneter
Joe Higgins und Gemeinderdtin
Clare Daly - die noch mehreren

Neues aus dem CWI
www.worldsocialist-cwi.org

Tagen Haft wieder frei sind und
der irischen Regierung Dampf
machen. Inzwischen kam es zu
Solidarisierung  durch  Beleg-
schaften der Miillabfuhr, zeit-
weise wurde die Miillabfuhr in
Dublin bis zu 90 Prozent lahm-
gelegt. Im letzten Monat wurden
weitere AktivistInnen und Anrai-
nerInnen verhaftet.

NORDIRLAND - WAHLERFOLG
DER SOCIALIST PARTY

Unter den schwierigen Bedin-
gungen einer extrem polarisier-
ten Situation, konnten die Kan-
didaten der Socialist Party, CWI
in Nordirland einen bedeutsa-
men Erfolg bei den Wahlen errei-
chen. Jim Barbour und Tommy
Black erreichten in Siid Belfast
und Ost Belfast jeweils 0,6 Pro-
zent, und das obwohl die Wahlen
von Gewinnen fiir die nationali-
stischen Krdfte Sinn Fein und
Democratic Unionist Party ge-
pragt waren. Die Info-Tische und
Wahlkundgebungen der Socialist
Party trafen auf reges Interesse.
Sie war die einzige Kraft die Ar-
beitnehmerInnen ein Klassenal-
ternative anbieten konnte und
mit einem sozialistischen Pro-
gramm antrat.

BELGISCHE KONFERENZ

Mit 134 Delegierten aus 17 Ort-
gruppen, hielt unsere belgische
Schwesterpartei LSP/MAS im No-
vember die groRte Konferenz in
ihrer Geschichte ab. Auch die
Teilnahme von 30 GenossInnen
aus der franzdsischsprachigen
Wallonie, reflektiert unsere lan-
desweite Verankerung in Bel-
gien. Bereits vor der Konferenz
wurde ein ausfiihrliches inhaltli-
ches Dokument breit diskutiert.
Ebenso konnten die GenossIn-
nen die erfolgreiche Straffung
ihrer inneren Strukturen bilan-
zieren. Gewerkschafts- und Ju-
gendarbeit bilden auch kiinftig
Schwerpunkte der Partei - zu-
satzlich werden wir bei mehreren
Wahlgdngen im kommenden Jahr
antreten.
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Internationales

Die brasilianische Regierung unter Lula - Fazit fiir SozialistInnen

Vom Borsenschreck zum
Liebling der Borsen

"Lula - der erste Prasident derer, die niemals an der Macht waren" lautete es auf einem Transparent,
das am Tag nach der Wahl im Oktober 2002 beriihmt wurde. In euphorischem Jubel wurde Lula als
Speerspitze des linken Umschwungs, als erster wirklicher Vertreter des brasilianischen Volkes auf
der gesamten Welt gefeiert. Heute weilR man: Die Erwartungen der ArbeiterInnenschaft, der Armen,
Erwerbs- und Landlosen in Lula sollten der Realitdt nicht standhalten.

VON JAKOB UNTERWUZACHER,
SLP WIEN-NORD

Lula entstammt karglichen Ver-
hdltnissen, war Gewerkschafts-
filhrer und spater herausragender
Reprasentant der "Arbeiterpar-
tei" (PT). Konservative - Blatter
wie die FAZ - sahen in ihm einen
"Borsenschreck", der fiir "die Fi-
nanzmdrkte den schlimmsten al-
ler denkbaren Flle darstellt"
(8.10.02). Umgekehrt erblickten
viele Linke, Globalisierungskriti-
ker und Griine in ihm einen lang-
ersehnten Hoffnungstrdger. Lula
versprach, Hunger und Armut zu
bekdmpfen und insgesamt fiir
eine gerechtere Verteilung des
Reichtums im Land zu sorgen, an-
gesichts von 44 Millionen Men-

schen, die unter extremer Armut
leiden, dringend notwendig ist.
Landlose Familien sollten Land
erhalten, sanitdre Versorgung im
ganzen Land sichergestellt wer-
den, etc. Doch schon bei der Re-
gierungsbildung wurden biirgerli-
che und sogar rechtsgerichtete
Parteien integriert. Nun kiirte die
Frankfurter Allgemeine unldngst
Lula zum "neuen Liebling der
Borsen". Umgekehrt sinkt Lulas
Ansehen stetig: Nur mehr 50%
der ehemaligen W&hler wiirden
ihm nochmals wahlen.

PT-REGIERUNG IN AKTION

Nach 11 Monaten im Amt ziehen
hohe Zinsen Spekulanten an,
wdhrend die Reallohne sinken.
Die Wirtschaft soll um weniger

als 1% wachsen, die Arbeitslo-
sigkeit ist schon um {iber 800 000
auf 13% gestiegen. Die Arbeits-
bedingungen verschlechtern
sich, {iber 50% der Arbeitenden
sind nicht registriert und haben
keinerlei Rechte, 15% mehr als
am Anfang des Jahres. Selbst ein
Hauptpunkt des Wahlkampfes,
das Anti-Hunger-Programm,
kann nur minimale Erfolge verbu-
chen. Die Pensionsreform, die
trotz breiter Streiks durch das
Parlament gepeitscht wurde, ver-
schlechtert zwar die Situation fiir
Angestellte, ermdglicht aber
Pensionsfonds dicke Profite.

OHNMACHTIGKEIT EINES
SCHULDNERLANDES
Brasilien ist abhdngig von IWF-

Krediten. Der Wahrungsfonds be-
zahlt aber nur wenn seine Bedin-
gungen - vor allem ein Budget-
tiberschuss von 3,75% pro Jahr -
erfiillt werden. Zentraler Ansatz-
punkt fiir Ausgabenkiirzungen ist
der offentlichen Sektor. Unter-
schrieben wurden die IWF-Bedin-
gungen von allen (!) zur Auswahl
stehenden Kandidaten. Der neo-
liberale Kurs der Regierung war
also schon vor dem Ausgang der
Wahlen in Stein gemeil3elt. Wal-
demar Rossi, ein Fiihrer der sozi-
alen Bewegung Regierung, der
friiher mit Lula Streiks organi-
sierte, meinte dazu: "Man konn-
te ihn genau genommen nicht
einmal sozialdemokratisch nen-
nen, sondern eher als einen ide-
ologisch fragilen Typen einstu-
fen." In einem Land, das derar-
tig von IWF und Weltbank ab-
hangig ist, stellt sich die Frage
nach einer Systemalternative
noch unmittelbarer. Nur wenn
man gegen das herrschende Sy-

stem steht, ist man nicht ge-
zwungen, sich mit ihm zu arran-
gieren und sich somit in Ketten
legen zu lassen. Die Geschwin-
digkeit mit der sich die PT selbst
zu einem Instrument der herr-
schenden Klasse wandelt, ist er-
schreckend. Schon heute werden
Kandidaten des linken Fliigels der
PT von der Parteispitze nicht zu-
gelassen. Schon heute werden
linke Abgeordnete der PT suspen-
diert oder (steht noch aus) aus-
geschlossen. In der brasiliani-
schen Linken und Teilen der PT
wird {iber die Notwendigkeit ei-
ner neuen, linken, Partei debat-
tiert. Unsere Schwesterorganisa-
tion in Brasilien (SR, Revolutio-
nary Socialism) wirft die Frage
einer solchen Partei mit Vehe-
menz auf und wird alles tun, ihr
sozialistischen Charakter zu ver-
leihen.

"Trotzkistische Hochzeit" in Frankreich

Hebt linkes Wahlbiindnis

Selbst der Tageszeitung ,Standard' war die "Trotzkistenhochzeit"
einen Artikel wert: In Frankreich haben zwei groRe Gruppen der
sogenannten "extremen Linken", LO und LCR, ein Wahlbiindnis fiir
die bevorstehenden EU-Wahlen geschlossen. Die LCR spricht so-
gar schon von einer neuen antikapitalistischen Partei. Es gibt
Hoffnungen, dass dies der Startschuss fiir eine breite linke Alter-

native sein wird.

FRANZ BREIER JUN.,
SLP WIEN-MITTE

Im Friihjahr und Sommer des Jah-
res erlebte Frankreich Massenbe-
wegungen gegen Pensionskiir-
zungen und Bildungsklau der Re-
gierung Raffarin. Trotz Grol3de-
monstrationen und Streiks konn-
ten die Angriffe nicht gestoppt
werden. Es gab von vielen Men-
schen den Wunsch nach General-
streik. Die Fiihrer der wichtigsten
Gewerkschaftsverbdnde (CGT und
FO) wichen diesem Druck aus. FO-
Chef Blondel argumentierte, man
"diirfe" keinen Generalstreik ma-
chen, da es dazu eine politische
Alternative brauche (die er nicht
hat). Vor diesem Hintergrund ge-

winnen linke Organisationen wie
LCR und LO an Sympathien. Viele
ArbeiterInnen und Jugendliche
sehen LO-LCR als Maglichkeit,
ihre Unzufriedenheit auszudriik-
ken. Ein Denkzettel von links
wird von ca. 20 % in Erwdgung
gezogen. Uber 10 % kénnten LO
und LCR als relativ solides Poten-
tial fiir die kommenden Regional-
wahlen auf sich vereinen.

WIE GEGEN DIE EXTREME
RECHTE KAMPFEN?

Die letzten Prdsidentenwahlen
haben die Gefahr der rechtsextre-
men ,Front National' (FN) klarge-
macht. Le Pens (FN) damaliger
Erfolg fiel nicht vom Himmel:
1995 wurde die Regierung Juppé

nach einer dreiwdchigen Streik-
welle des Offentlichen Diensts in
die Knie gezwungen. Die Rechte
war in der Defensive. In Folge
kam 1997 eine sogenannte "plu-
ralistische Links"-Regierung um
die PS (,Parti Socialiste'), KP und
Griinen an die Macht. Diese setz-
te den neoliberalen Kurs unbeirrt
fort, was unter grof3en Teilen der
Bevélkerung zur Ablehnung von
PS und KP fiihrte. Die Folge wa-
ren historische Niederlagen fiir
die PS und vor allem die KP. In
der ersten Runde war der Rechts-
extreme Le Pen aufgrund der
enormen Verluste der PS schliel3-
lich sogar zum direkten Gegen-
kandidat Chiracs aufgestiegen.
Ein Ruck ging durch das Land: Le
Pen hatte damals durch die Mas-
senbewegungen auf den Strassen
ein fiir alle mal gestoppt werden
konnen. LCR und LO lieRen da-
mals - noch dazu nach einem hi-
storischen Wahlerfolg ihrer bei-
den Kandidaten - die Chance fiir
den Aufbau einer neuen Massen-

ab?

kraft verstreichen. Die LCR rief
sogar zur Wahl Chiracs auf. Eine
Aktivistin von ,Gauche Révolu-
tionnaire' (CWI in Frankreich)
dazu: "Das Dramatische ist, dass
LO und LCR so viel Einfluss bei
der Griindung einer neuen Arbei-
terInnenpartei hatten haben
konnen. Sie hdtten jene organi-
siert, die sich wehren wollten ge-
gen Le Pen und die Politik der
PS-Koalition, die grof3teils fiir Le
Pens Erfolg verantwortlich war."

PERSPEKTIVEN FUR

EINE NEUE PARTEI

Noch existiert keine neue Partei
fiir ArbeiterInnen und Jugendli-
che in Frankreich. Es ist vollig of-
fen, wie weit und in welche Rich-
tung der momentane Prozess vor-
angetrieben wird. Eine neue Ar-
beiterInnenpartei miisste neben
Antikapitalismus in der Theorie
die Frage nach einer konkreten
Alternative zur Regierung stel-
len. Es gibt mehrere Mdglichkei-
ten, wie eine solche neue Kraft

aussehen konnte. Eine der wich-
tigsten Fragen wird sein, ob
innerhalb einer breiten Partei
eine starke sozialistische Stro-
mung fiir Sinn und Notwendig-
keit einer solchen Position ein-
treten wird. Ein fiihrendes Mit-
glied der LCR hat kiirzlich in ei-
nem Interview gemeint, dass der
Gegner der LCR die Regierung sei
und nicht die PS. Nun ist die PS
zwar derzeit nicht in der Regie-
rung, aber ebenso pro-kapitali-
stisch. Das eigentliche Problem
ist der Kapitalismus, in dessen
Interesse die Regierung und die
parlamentarische Opposition Po-
litik macht. Es ist moglich, dass
rund um das Wahlbiindnis LO-LCR
unter vielen Menschen und spe-
ziell Jugendlichen AktivistInnen
der Sozial- und Antikriegs-Bewe-
gungen Begeisterung entstehen
kann. Um all diese Menschen auf
die kommenden und unausweich-
lichen Auseinandersetzungen
vorzubereiten, sind klare Alter-
nativen nétig.
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Arbeitsplatze statt
Auslanderhetze!

In den letzten Monaten nehmen vor allem in den Randbezirken Wiens, aber auch in den Bundeslan-
dern die Angriffe und Ubergriffe von Nazis zu. InmigrantInnen und "linke" Jugendliche sind das Ziel
ihrer verbalen und auch physischen Attacken. Ebenso ist eine dramatische Zunahme von antisemiti-
schen Attacken festzustellen. Rassismus und Antisemitismus haben die Funktion Jugendliche ge-
gen einander auszuspielen, uns zu spalten und so einen gemeinsamen Kampf um unsere Rechte un-
moglich zu machen. Wir machen da nicht mit und sagen Rassismus, Antisemitismus und Kapita-

lismus den Kampf an!
VON MARGARITA DOLLER, SWI

Seit Jahren steigt die Arbeitslo-
sigkeit unter Jugendlichen dra-
matisch an: Offiziell sind inzwi-
schen fast 40.000 junge Men-
schen ohne Job - mehr als 7,5
Prozent aller unter 25jdhrigen.
Ahnlich sieht die Lage auch bei
den Jugendlichen aus, die auf
eine Lehrstelle suchen. 6 000
junge Menschen warten zur Zeit
auf einen entsprechenden Aus-
bildungsplatz: Das ist ein Viertel
mehr als im Vorjahr! Doch selbst
wenn man nach langen Miihen
eine Lehre erfolgreich beendet
hat, ist das trotzdem noch keine
Garantie fiir einen Job. 2002 gab
es 68 000 LehrabsolventInnen,
die auf Arbeitsuche waren.

TEURES LEBEN

SCHLECHTERE PERSPEKTIVEN
Laut einer Studie der Arbeiter-
kammer gehoren Jugendliche zu
den Gruppen die am stdrksten
von Verschuldung und Armut ge-
fahrdet  sind.  Grundsatzlich
nimmt auch die Mdglichkeit der
finanziellen Unabhdngigkeit von
den Eltern, bei fast allen Ju-
gendlichen dramatisch ab. Auch
Studieren ist teuer geworden: In

Jetzt mitmachen!

vielen Bereichen sinkt die Anzahl
der Erstsemestrigen. AuRerdem
sind auch das Weggehen am
Abend und die Freizeitangebote
fiir Jugendliche in den letzten
Jahren fast unerschwinglich ge-
worden. Konzertkarten kosten
heute schon bis zu 150 Euro das
Stiick! Verantwortlich dafiir ist
die Unternehmerseite, die zu ei-
nem Sparpaket nach dem anderen
aufruft und alle (!) Regierungen
der letzen Jahre, die diese Politik
bereitwillig umgesetzt haben.

ANTWORTEN VON RECHTS

Rechtsextreme und faschistische
Gruppierungen bieten als "L&-
sung" den Rassismus an. Sie ver-
suchen den Jugendlichen klar zu
machen, dass nur die Ausldnder-
Innen Schuld an ihrer Misere
seien. Doch nicht nur Immigran-
tInnen, sondern alle die angeb-
lich "anderes" sind, gehdren zu
den Zielen dieser Leute: Schwule
und Lesben, ebenso wie ethni-
sche und religiose Minderheiten.
Nicht zu ibersehen ist dabei,
dass sich braune Schldger be-
sonders stark fiihlen konnen,
wenn z.B. Medien und Regierung
gemeinsam gegen Asylbewerber
hetzen. Auch politischen Stro-

mungen, die sich potentiell fiir
Gleichberechtigung, Solidaritét
und Widerstand gegen Ausbeu-
tung und Sozialabbau einsetzen,
gehoren zu den Feindbildern der
Rechtsextremisten. Zurecht:
Denn gewerkschaftlicher Kampf
und sozialistische Alternativen
konnen tatsdchlich den Rechten
den Boden fiir ihre Hetze entzie-
hen.

KAMPF GEGEN RECHTS - JETZT!
Du wirst dir jetzt vielleicht den-
ken, dass die Nazis jetzt eh nicht
viele sind und auch kaum auffal-
len. Warum also schon jetzt de-
monstrieren? Fakt ist, dass nur
WIR etwas gegen Nazis unter-
nehmen konnen. Wir diirfen uns
im Kampf gegen Rechtsextre-
mismus und Faschismus nicht auf
die Polizei verlassen. Bereits am
13. April 2002 haben wir gese-
hen, wie die Wiener Polizei 50
Nazis durch die Kdrntner Stralle
hat ziehen lassen, die dabei auch
noch "Heil Hitler" geschrieen ha-
ben. Warum also jetzt? Weil wir
jedes Aufkommen von rechten
Gruppen und Parteien im Keim
ersticken miissen, denn noch
sind wir mehr. Die soziale Lage
wird sich in naher Zukunft nicht

verbessern, sondern eher noch
verschlechtern, weil es keine lin-
ke Alternative zu den etablierten
biirgerlichen Parteien gibt. Das
heiRt fiir uns, dass auch die
Chancen der Rechtextremisten
steigen, ihre Propaganda zu ver-
breiten. Alternativen dazu auf-
zuzeigen ist ein Teil der Gegen-
strategie. Doch gleichzeitig gilt:
Die StraRe gehdrt uns und mit ihr
die Offentlichkeit! Faschismus ist
keine Meinung, sondern ein Ver-
brechen!

ERSTE SCHRITTE:

1. UND 8. NOVEMBER

Die Kundgebung am Zentralfried-
hof und die Demonstration in Flo-
ridsdorf haben gezeigt wie ak-
tuell das Thema Nazis ist. Hun-
derte Jugendliche haben sich
versammelt, um gemeinsam ge-
gen sie aufzutreten und das mit
Erfolg! Bei der Kundgebung vom
1.11. haben sich sehr viele linke
Organisationen beteiligt. SLP
und SWI haben dieses Biindnis
initiiert um eine Verbreiterung
einer Bewegung zu erreichen und
somit die Chancen auf einen Er-
folg zu vergroRRern. Auch kiinftig
wollen wir - ungeachtet politi-
scher Unterschiede in anderen
Fragen - moglichst breite Biind-
nisse gegen den Faschismus, Ras-
sismus und Antisemitismus auf
die Beine stellen. Oberste Maxi-
me ist dabei die aktive Mobilisie-
rung auf der Stralle, sowie von
Anrainerinnen und Anrainern.
Das war vor allem auch unser Ziel

bei der Demo am 8.11. in Flo-
ridsdorf, die wir anldsslich der
stdandigen Naziiibergriffe dort
durchfiihrten. Obwohl sich die
vorort verankerte Sozialistische
Jugend (SJ) nicht beteiligte, war
die Demonstration mit 180 Per-
sonen ein Erfolg. Wir kénnen das
Argument der SJ - man solle hier
gegen Nazis nicht demonstrieren,
weil sie dadurch nur gestdrkt
wiirden - auch nicht nachvollzie-
hen. Unsere Aufgabe als Soziali-
stInnen ist es die Leute auf das
Problem aufmerksam zu machen
und gemeinsam mit den Betrof-
fen gegen Nazis zu kdmpfen. Wie
gesagt: Die StralRen gehdren uns
und nicht den Rechten!

fight racism!
fight fasclilsm!
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Wofiir wir stehen

® Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen fiir die Privatwirt-
schaft ein offentliches Investi-
tionsprogramm bei Gesundheit,
Bildung, Wohnbau und Verkehr.

® Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeitverkiirzung
auf 30 Stunden/Woche bei vol-
lem Lohn- und Personalausgleich.

® Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinfiihrung der Vermdgens-
steuer, Abschaffung des Stiftungs-
rechtes sowie Einfiihrung einer
echten Steuerprogression und
einer Wertschdpfungsabgabe zur
Finanzierung von Gesundheits-,
Bildungs-, Arbeitslosen- und
Pensionsversicherung.

@ Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von
Frauen in Beruf und Familie!

® Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtliche
Gleichstellung aller in Osterreich
lebenden Menschen

® \olle Gleichberechtigung fiir
Schwule, Lesben und Bisexuelle

® Fiir einen echten Kampf gegen
Umweltzerstorung. Kampf dem
Verursacher - der kapitalistischen
Profitwirtschaft.

® Nein zu einem repressiven
Sicherheitsapparat, der das
grolRe Geld schiitzt. Kein Geld
fiir die Riistung, keinen Beitritt
zu einem Militdrbiindnis.

® Streichung bzw. keine Bezahlung
der Schulden der sogenannten
"Dritten Welt", Zerschlagung der
internationalen Institutionen
des Kapitals als Folge einer
internationalen Kampagne der
ArbeiterInnenbewegung.

® Nein zur Sozialpartnerschaft -
Fiir kampferische und
demokratische Gewerkschaften!

® SP0 und Griine bieten keine
linke Alternative! Wir brauchen
eine neue starke Partei fiir
ArbeiterInnen, Arbeitslose und
Jugendliche.

® Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Uberfiihrung aller bereits
privatisierten Betriebe sowie der
Schliisselindustrie in Gemein-
eigentum unter demokratischer
Kontrolle und Verwaltung der
ArbeiterInnen.

® Nein zur kapitalistischen EU der
Banken, Konzerne und
Biirokraten. Fiir eine Foderation
sozialistischer Staaten von
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.

® Fiir eine geplante Wirtschaft
unter demokratischer Kontrolle
und Verwaltung der Beschéftigten,
in der Produktionsplanung von
den gesellschaftlichen
Bediirfnissen und nicht vom
Profit bestimmt werden.

® Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen fiihren keine
grundlegenden Verdnderungen
herbei. Die ArbeiterInnen-
bewegung und die Jugend
miissen fiir den Bruch mit der
kapitalistischen Wirtschaft und
fiir den Sozialismus kdmpfen.



